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Dienen statt Verdienen – Ein Anachronismus? Prof. Dr. H. E. Meixner /
Juliane Meixner

Die aktuelle Diskussion, wie ein faires und an-
gemessenes Jahresgehalt f�r eine Kanzlerin bzw.
einen Kanzler auszusehen hat, bringt neuen
Schwung in die Debatte �ber die Entgeltpolitik
in Wirtschaft und Verwaltung. Diese Entgelt-
politik ist in Wirtschaft und Verwaltung ein zen-
traler – aber kein hinreichender – Gestaltungs-
faktor, um auf das Leistungsverhalten von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern einzuwirken.
Leistungsverhalten wird auch bestimmt durch
die Identifikation mit der Aufgabe und der
Sinnhaftigkeit des Tuns (z. B. Gemeinorientie-
rung). Diese Sinnhaftigkeit aber muss bereits in
der Auswahl und Ausbildung deutlicher kom-
muniziert und f�r die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter erlebbar gemacht werden. Es geht
um ein dienendes Geldverdienen, das Sinn ver-
heißt. (Franz Alt)

I. Auf die richtige Dosierung von Leistungs- und
Bed�rfnisprinzip kommt es an

Folgt man dem langj�hrigen Bremer B�rgermeister
Scherf, dann sind bereits 240 000 c Gehalt f�r einen
Kanzler, der 24 Stunden amTag Verantwortung f�r un-
ser Land wahrnimmt, eine gute und angemessene Re-
gelung. Auch viele andere sehen daher das eigentliche
Problem an einer anderen Stelle: bei den viel zu hohen
Managergeh�ltern. In der Diskussion wird aber vor
allem eines deutlich: Es wird etwas verglichen, was
eigentlich einen Vergleich ausschließt. Die »Abendzei-
tung« kommentiert dies recht pointiert: »Nat�rlich ist
der Job des Bundeskanzlers unterbezahlt. Aber das
spielt �berhaupt keine Rolle. Denn Geld ist nicht die
W�hrung, in der ein Regierungschef denken sollte – zu-
mindest nicht, wenn es um sein eigenes geht. Seine
M�nze ist die Macht – mit der zahlt er, mit der wird
er entlohnt. Wer nicht in dieser W�hrung bezahlt wer-
den m�chte, der braucht sich um dieses Amt erst gar
nicht zu bewerben. Und wer schon vor Amtsantritt
ver�ngstigt an einen Portemonnaie-Vergleich mit ei-
nem Dax-Vorstand denkt, ist sicherlich auch fehl am
Platze im Kanzleramt.« Man kann es auch etwas diffe-
renzierter sehen: Der �ffentliche Dienst hat ein Prinzip
und das Prinzip heißt »demGemeinwohl dienen«. Da-
hinter steht das Gebot, soziale Gebilde zukunftstaug-
lich zu gestalten und im gr�ßtm�glichen Konsens aus
den vielen M�glichkeiten etwas zu »machen«. Es geht
somit um Macht, aber Macht im Sinne des Machens
und des nachhaltigen Gestaltens. Das sollte im Vorder-
grund stehen. Daf�r wird der Kanzler und alle in die-

sem »Apparat« alimentiert. Ein Pokern und Feilschen
um ein angemessenes Leistungsentgelt ist in diesem
System nicht vorgesehen. Daher weist das Entgeltsys-
tem in der �ffentlichen Verwaltung auch eine hohe
Transparenz auf. Hier darf man in der Mittagspause,
ohne Sanktionen f�rchten zum�ssen, �ber sein Entgelt
sprechen. Es kann ohnehin jeder nachlesen. Trans-
parenz in Gehalts- und Besoldungsfragen bis hin zu
dem zarten Pfl�nzlein »Leistungspr�mie« wird in der
�ffentlichen Verwaltung besonders kultiviert. Das
schafft freie Energie und bewahrt vor vergleichenden
Eitelkeiten imGehalt, vielleicht mit einer kleinen aktu-
ellen Einschr�nkung: den relativ neu eingef�hrten be-
scheidenen Leistungspr�mien. Hier k�nnte es auch in
der �ffentlichen Verwaltung zu mentalen Rangeleien
oder – was wahrscheinlicher ist – zum Abwehrmecha-
nismus des Gießkannenprinzips kommen. Meist z�h-
len in der Verwaltung andere Werte und Statussymbo-
le. Dagegen ist Transparenz der Geh�lter in der Wirt-
schaft ein tabuisiertes Thema. Das auch aus erkennba-
ren Gr�nden. So l�ste beispielsweise die erzwungene
Offenlegung der Vorstandsgeh�lter in diesen Etagen
der Dax – Unternehmen einen vielsagenden Pusch der
Geh�lter nach oben aus.

II. Zwischen Alimentation und Leistungsprinzip
Wer auf das Leistungsprinzip setzt, findet Wege, um
Leistung undGegenleistung in eine angemessene Rela-
tion zu setzen.Die Formel ist einfach:Wermehr leistet,
soll auch einen angemessenen »Mehrwert« erhalten.
Das h�rt sich plausibel an, scheint logisch und zudem
m�glich in der Umsetzung. Das Leistungsprinzip ist
ein unbestrittener Motor f�r Entwicklung und Fort-
schritt. Doch die Frage nach einer angemessenen Rela-
tion von Leistung und Gegenleistung ist nicht erst seit
diesen Tagen eine aktuelle Frage mit viel Z�ndstoff. Da
ist die Diskussion um die hohen Bez�ge von Vorst�n-
den im Besonderen und von der Entwicklung der
Lohnspreizung im Allgemeinen. Im Kern geht es um
die Frage: Stehen beispielsweise die unteren Einkom-
men in einer vern�nftigen Relation zu den oberen Ein-
k�nften? Sind die Gehaltsspr�nge vom operativen Be-
reich hin zu den einzelnen Managementebenen, Kar-
rierestufe f�r Karrierestufe nachvollziehbar und ausge-
wogen?

Es f�llt auf, dass die �ffentlicheVerwaltung in diesem
Gestaltungsbereich traditionell einen anderen Weg als
die Wirtschaft geht. Daher haben sich in beiden Be-
reichen auch andere Strukturen in der Entgeltpolitik
herausgebildet.
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Beide Systeme der Entgeltpolitik haben ihre spezi-
fischen Eigenheiten, sowie ihre St�rken aber auch ihre
Schw�chen. Interessant ist sicherlich in diesemKontext
die Frage, ob beide aus den St�rken des jeweils anderen
voneinander lernen k�nnen. Was sie eint, ist das ge-
meinsame Ziel: �ber die Entgeltpolitik sollen Verhal-
tensweisen beeinflusst werden. Dabei setzt die Wirt-
schaft mehr auf extrinsische, �konomisch messbare
Gr�ßen und die �ffentliche Verwaltung mehr auf in-
trinsische, st�rker wertorientierte Impulse.

In beiden »Systemen« aber wollen die Arbeitnehmer
Gerechtigkeit, Sinnhaftigkeit und Orientierung. Hie-
raus speist sich die Identifikation mit der Arbeit, aber
auch die Identifikation mit dem Arbeitgeber. Die �f-
fentliche Verwaltung hat bei dem Gestaltungsfaktor
Sinnhaftigkeit einen klaren Vorteil, und viele Bereiche
in der Wirtschaft haben hier ein Handicap zu bew�lti-
gen. W�hrend Unternehmen vor allem einen Akzent
auf Gewinn setzen, ist Verwaltungshandeln prim�r im-
mer auf das Gemeinwohl hin ausgerichtet. Ein auf Ge-
winn hin ausgerichtetes Handeln hat es schwerer, �ber
den materiellen Aspekt hinausgehende Sinnhaftigkeit
zu vermitteln. Der Non-Profit Ansatz schafft dagegen
bereits aus der Sache heraus Sinnhaftigkeit und Orien-
tierung. Markenzeichen des �ffentlichen Dienstes ist
das Dienen und erst dann kommt das Verdienen. Schon
die »Hausnummer: �ffentlicher Dienst!« weist auf
diese Botschaft: der �ffentlichkeit dienen! Nomen est
Omen! Als Gegenpol steht die Wirtschaft, steht das
Wirtschaften: Wirtschaftlichkeit wird hier als Wert an
sich gesehen, und dieser Ausrichtung folgen viele, die
dort t�tig sind, in einer extrem pers�nlich zentrierten
Auslegung: Der individuelle Einsatz muss sich in einer
pers�nlichen Bilanz auszahlen! F�r einen gr�ßeren
pers�nlichen Profit wird daher beispielsweise auch
von den besonders leistungsorientierten Optimierern
eine aufw�ndige undmit besten Etiketten ausgestattete
Ausbildung angestrebt. Diese Ausbildung muss exklu-
siv sein, und sie darf auch etwas kosten. Sp�ter werden
und m�ssen sich dann die Investitionen in diesen Aus-
bildungsgang rechnen, und alles Bestreben der Absol-
venten zielt auf einen schnellen Profit. Wer so startet,
hat klare Vorstellungen davon, wie die Wirtschaft zu
»ticken« hat. (Leistungs-)Verhalten in der Wirtschaft
kann und muss – so die »Denke« – �ber monet�re An-
reize ausgesteuert werden. Es geht um Optimierung
des individuellen Nutzens, auch wenn dabei der Stel-
lenwert von Moral und Ethik als eine vernachl�ssi-
gende Gr�ße mitunter in Kauf genommen wird. Der
Nachwuchs f�r die �ffentliche Verwaltung setzt meist
andere Akzente. Hier spielt die monet�re Optimierung
der eingebrachten Leistungen eine untergeordnete
Rolle. In der �ffentlichen Verwaltung gibt es daher
wohl deutlichmehr Idealisten, dieweniger f�r den Pro-
fit, daf�r aber in der und f�r die Sache brennen. Mitun-
ter gibt es hier auch moralisierende Besserwisser, die

die Welt neu erfinden wollen. So steht auf der einen
Seite in unserer Gesellschaft: »Dienen statt Verdienen«
und auf der anderen Seite das wirtschaftliche Opti-
mieren des pers�nlichen Leistungseinsatzes nach der
schlichten Formel »Wer mehr leistet, soll auch deutlich
mehrbekommen«.Entsprechendder jeweiligenGrund-
annahme sind die Entgeltsysteme in Wirtschaft und �f-
fentlichemDienst unterschiedlich ausgerichtet. Die da-
hinterstehenden Einstellungen erschweren offensicht-
lichdasgegenseitigeVerst�ndnis. IchzitiereausdemIW-
Dienst vom Juni 2011, den Informationsdienst und
»Meinungs-Leader« der DeutschenWirtschaft: »V�llig
absurd ist schließlich die Bezahlung von Spitzenbeam-
ten . . .Bei ihnenspielenwederErfahrungnochLeistung
eineRolle – siewerden in dieBesoldungsgruppenB1bis
B 11 eingeordnet, in denen es keine Gehaltsstufen (An-
merkung: gemeint sindwohl inAbhebung zurA-Besol-
dung die hier fehlenden Erfahrungs- bzw. Dienstalters-
stufen) gibt.« Soweit, so schlecht.Was aber ist andiesem
Besoldungssystem, dass zwischen festen (B-»Geh�l-
tern«) und aufsteigenden (»A-Geh�ltern«) unterschei-
det, so v�llig absurd? L�uft derMotor eines besonderen
Engagements nur mit einer Erfolgs- oder Leistungspr�-
mie auf Hochtouren? Ist es denn so unwahrscheinlich,
dass sich Engagement aus der Sache und der Identifika-
tion heraus motiviert? Im �brigen kann man auch an-
ders fragen: Was ist an dem Gehaltssystem der Wirt-
schaft im Top Management nicht absurd? L�sst sich an
denerfreulichenUmsatzzahlen indenDAX-Unterneh-
men die individuelle Leistung der Dax-Vorst�nde able-
sen? Wird hier tats�chlich eine individuelle Leistung
oder wird hier schlicht vor allem Fortune entlohnt?
Geht von diesen Vorst�nden ein Mehrwert aus, der ein
Einkommen rechtfertigt, das �ber das 300 fache eines
durchschnittlichen Mitarbeiters liegt? Das Entgeltsys-
tem der �ffentlichen Verwaltung kommt zwischen der
untersten und der h�chsten Besoldung mit einer gerin-
gen Differenzierung aus: So liegt das Endgehalt bei der
BesoldungsgruppeA2etwabei1 935 cunddasSpitzen-
gehalt bei der Besoldungsgruppe B 11 bei 11 823 c. Der
Faktor liegt hier somit bei einemschlichten6-Fachen. In
diesem Teilaspekt der Entgeltpolitik entwickeln sich
Wirtschaft und �ffentliche Verwaltung Jahr f�r Jahr
weiter auseinander: In derWirtschaft entfernen sich die
oberen Entgelte mehr undmehr von den unteren. Denn
in derWirtschaft wird das Entgelt in den oberen bis hin
zudenoberstenBereichen individuell ausgehandelt.Das
Ergebnis liegt meist deutlich �ber den Tarifabschl�ssen.
So sind dieGeh�lter der oberstenManager 2011 viermal
kr�ftigergestiegenalsdieder�brigenArbeitnehmer.Die
Bez�ge der Vorstandsvorsitzenden der Dax-Firmen
wuchsen, folgt man der Untersuchung Towers Watson,
imVergleich zu2010 imSchnitt um14Prozent. Im tarif-
lichen Bereich stiegen die L�hne in Abhebung hierzu
nur um 3,3 Prozent.
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Das spiegelt sich auch in der Entgeltverteilungwider.
Vergleicht man in diesem Zusammenhang die Einkom-
menssituation der unteren 10 Prozent der Einkommen
mit den oberen 10 Prozent in der Wirtschaft, so zeigte
sich 2010 noch ein Spreizung von dem 7,3 fachen, 2012
erh�hte sich dieser Faktor dagegen auf den Faktor 10,5.
Inder�ffentlichenVerwaltungwerdendagegendie pro-
zentualen Steigerungsbetr�ge etwa der Tarifabschl�sse
bis hin zu den obersten Besoldungs-/Tarifgruppen fort-
geschrieben. Da meist f�r den unteren Bereich Sockel-
betr�ge, die �ber den tariflichen Prozenten liegen, tarif-
lich vereinbart werden, reduzieren sich die Abst�nde
von oben zu unten. W�hrend somit diese Spreizung in
derWirtschaft immerweiter auseinandergeht, gleicht sie
sich in der �ffentlichen Verwaltung durch pauschali-
sierte Sockelbetr�ge und sonstige sozialeKomponenten
(vgl. Beihilfe,Weihnachtsgeld etc.) immermehr an.

Auch innerhalb einer Gehalts- bzw. Besoldungsstufe
sind in der �ffentlichen Verwaltung die »erfahrungsbe-
dingten » Steigerungsbetr�ge �berschaubar. Sie variie-
ren von 113 und 136 Prozent zwischen »Eingangsge-
halt« und »Endgehalt« einer Besoldungsstufe.W�hrend
bei den Beamten noch die Automatik der Jahresringe
am verl�ngerten R�ckgrat die Aufw�rtsdynamik im
Rhythmus von 2 bis 4 Jahren bestimmt, geht man jetzt
im Tarifbereich einen Schritt weiter. Hier setzt man
– zumindest auf dem Papier – deutlicher auf die indi-
viduellen Leistungsunterschiede als auf das »Dienst-
alter«.

Wer dagegen mehr Verantwortung �bernimmt und
aus der Sachbearbeitung in die F�hrung wechselt und
nun etwa f�r 10 und mehr Menschen Verantwortung
�bernimmt, findet diesen Zuwachs an Verantwortung,
Belastung und Beanspruchung meist in keiner ange-
messenen geldwerten Relation abgebildet. So etwa,
wenn ein Lehrer bzw. eine Lehrerin die Leitung einer
Grund- oder Hauptschule �bernimmt und von der Be-
soldungsgruppe A 12 auf A 13 bef�rdert wird. Die neu
ernannte F�hrung kann dann im besten Fall mit maxi-
mal ca. 450 c mehr im Portmonee rechnen. Daf�r h�lt
sie f�r alles, was schief laufen kann, den Kopf hin, muss
die hohe Kunst des Schlichtens beherrschen, muss den
Eltern und Sch�lern, der Schulverwaltung, den Kolle-
ginnen und Kollegen Rede und Antwort stehen, muss
t�glich F�hrungsst�rke zeigen und zerreibt sich an
den divergierenden Interessen und Erwartungen. Ein
vergleichbarer Verantwortungs- und Karrieresprung
wird in der Wirtschaft mit einem Vielfachen honoriert.
In einigen Bundesl�ndern wird daher auch angemahnt,
die F�hrungspositionen in der Verwaltung monet�r at-
traktiver zu gestalten, um die vielen vakanten F�h-
rungspositionen etwa im Primarbereich der Schulen
nachbesetzen zu k�nnen. Das ist sicherlich ein Vor-
schlag, der zu kurz greift, wenn er sich nur auf das Ent-
gelt bezieht. Aber es ist in der Tat sicherlich lohnend,
sich dieser Frage einmal zu stellen: Denn F�hren und

Leiten sind aus der Sicht eines geldwerten Vorteils si-
cherlich nicht lohnend, wennman sich einmal n�chtern
die Zahlen vergegenw�rtig:

. Von der Sachbearbeitung in die Teamleitung
( A 10 nach A 11) 363 c

. Vom Lehrer zur Schulleitung etwa im
Primarbereich (A 12 nach A 13) 463 c

. Vom Budgetbeauftragten zum Fach-
bereichsleiter ( A 14 nach A15) 646 c

. Vom Stellvertreter eines Gymnasium zum
Schulleiter (A 15 nach A 16) 643 c

. Vom Dezernenten zum Abteilungspr�si-
dent ( A 16 nach B 2) 436 c

. Vom Referatsleiter zum Unterabteilungs-
leiter (Bund) (B 3 nach B6) 1 308 c

. Vom Unterabteilungsleiter zum Abtei-
lungsleiter (B6 nach B9) 1 420 c

Mit diesen �berschaubaren Besoldungs- bzw. Ge-
haltsspr�ngen wird sicherlich nicht die dr�ckende
Last an Verantwortung, Belastung und Beanspruchung
ad�quat abgebildet.

Charakteristische Merkmale der Entgeltpolitik

�ffentliche Verwaltung Wirtschaft

Hohe Transparenz der Besol-
dungs- und Gehaltstruktur:
Jeder kann nachlesen, was der
Kollege und Chef »verdient«.

Geringe Transparenz der Ge-
h�lter von Kolleginnen und
Kollegen = tabuisierter Bereich
als Schutz f�r den Betriebsfrie-
den

Grundsatz: Alimentation: Ge-
genleistung = volle Hingabe

Prinzip Leistung und angemes-
sene Gegenleistung

Arbeitsplatzbewertung setzt auf
lineare Steigerungen mit einem
flachen Steigungswinkel von
den unteren zu den oberen Ge-
h�ltern

Deutliche Gehaltsspr�nge von
den unteren Bereichen hin zu
den h�heren Management-
ebenen

Relativ hohes Einkommens-
niveau der unteren Gehalts-
gruppenebenen (konkurrenz-
f�hig zur Wirtschaft)

Erkennbare Zunahme der
Niedriglohnsegmente

Geringe Spreizung zwischen
unteren und h�heren Gehalts-/
Tarifgruppen mit Trend hin zu
einer immer st�rkeren Anglei-
chung

Immer st�rkeres Auseinander-
entwickeln der Lohn – Sprei-
zung von unteren und oberen
Geh�ltern (10 % unten : 10 %
oben = 2010: 7,3 mal, 2012
10,5 mal)

Einbahnstraße nach oben –
R�ckstufungen eher eine seltene
Ausnahme

Dynamischer Verlauf nach bei-
den Seiten offen

Automatik der Jahresringe J�hrliche Verhandlung der Stei-
gerungsbetr�ge

Leistungszulagen im bescheide-
nen Umfang

Pr�mien und Leistungszulagen
als gr�ßerer Bestandteil des
Gehaltes

Normorientierte Verteilung bei
Leistungspr�mien

Ziel- bzw. erfolgsorientierte
Zuteilung von Pr�mien

Anciennit�ts-/Seniorit�ts-
prinzip

Alter als Handicap
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Charakteristische Merkmale der Entgeltpolitik

�ffentliche Verwaltung Wirtschaft

Bef�rderung sowohl als Anreiz-
als auch als Auswahlfunktion

Vertikale Mobilit�t als Aus-
wahlfunktion

Beschr�nkte Ausstattung mit
Planstellen, dadurch kommt es
zu »Planstellenschere«

Bezahlung nach dem Arbeits-
platzwert

III. Abfindung oder Elefantenfriedhof: die
Auswirkungen auf das F�hrungsfeld

Was f�r dieWirtschaft die Abfindungen sind, ist f�r die
�ffentliche Verwaltung der Elefantenfriedhof1. W�h-
rend beispielsweise bei demWechsel des Vorstandsvor-
sitzenden einer großen deutschen Bank von den 200
TOP Managern 40 direkt – ausgestattet mit �ppigen
Abfindungen – gehen m�ssen, ist dies in der �ffentli-
chen Verwaltung nur bei den politischen »Beamten«
m�glich. Das ist der kleinere Teil, derjenigen, die aus
den Schl�sselpositionen gedr�ngt werden, wenn sich
die Farbe der poltischen Macht ver�ndert oder aber
eine neue Leitung kommt.W�hrend die politischen Be-
amten in die vorzeitige Pension gehen, wird die Ebene
darunter durch willige Gefolgsleute Zug um Zug aus-
getauscht. Wer die Presse zu diesem Thema in den let-
zen Monaten aufmerksam verfolgt hat, konnte in eini-
gen Bundesministerien �ber diese Rochaden auf den
unteren Ebenen (den nicht politisch ausgewiesenen) le-
sen und staunen. Es kommt dann – weil Abfindungen
nicht zum Instrumentarium der �ffentlichen Verwal-
tung geh�ren- zu Unterbringungsf�llen. Im Ergebnis
werden dadurch t�chtigen und erfahrenen Mitarbeite-
rinnen undMitarbeitern der zweiten und dritten – v�l-
lig unpolitischen -F�hrungsebene die Karrierewege
blockiert. Statt Firmenwagen und Incentivs gibt es als
Sahneh�ubchen f�r dieMitarbeiterinnen undMitarbei-
ter der �ffentlichen Verwaltung bestenfalls eine vage
Hoffnung auf Bef�rderung.

Wenden wir einen Blick auf die unterschiedlichen
Wege in Wirtschaft und Verwaltung etwa bei der Neu-
organisation der Streitkr�fte und der Verschmelzung
zweier Banken. In beiden F�llen kommt es zu perso-
nellen �berh�ngen und in beiden F�llen werden so-
ziale Puffer vereinbart.

Doch imDetail unterscheiden sich dieWege und da-
mit die Konsequenzen auf das F�hrungsfeld und das
Leistungsverhalten erheblich: Rationalisierung und
Neuorganisationen werden in der Wirtschaft vielfach

als existenzbedrohend erlebt. Denn organisatorische
Maßnahmen f�hren hier nicht selten zu einemArbeits-
platzverlust, und es droht das Ende des Besch�f-
tigungsverh�ltnisses. Dieses be�ngstigende Szenario
kann von Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbei-
tern deutlich lockerer angegangen werden. Hier ist die
Gefahr eines sozialen Absturzes �berschaubar.Wer auf
die aktuellen L�sungswege bei den Streitkr�ften blickt,
der hat nicht den Eindruck, dass hier f�r die Betroffe-
nen ein schreckliches Ende droht. Im Gegenteil: Selbst
die Absicherung von Freigestellten ist so komfortabel,
dass der Bundestag die Zahl der freiwilligen Abg�nge
beschr�nkte.

Diese existenzielle Sicherheit – zwar auf abgesenk-
tem monet�remNiveau – beeinflusst die Interaktionen
im F�hrungsfeld und die Auswirkungen auf das Leis-
tungsverhalten nachhaltig. Wenden wir uns einem Bei-
spiel zu: In einer Verwaltung war vor einigen Jahren
absehbar, dass viele Arbeitspl�tze im Schreibdienst ent-
fallen werden. Der Beh�rdenchef informierte schon
sehr fr�h die Betroffenen und bot konkrete Hilfen
und Unterst�tzung an, sich auf eine neue Aufgabe
durch Weiterqualifizierung vorzubereiten. Von den
etwa 50 Betroffenen waren acht bereit, sich diesen He-
rausforderungen zu stellen. Das waren in den Augen
der weniger Engagierten die Dummen. »Warum«, so
mag die mehrheitliche Denke gewesen sein, »soll ich
Unbequemlichkeiten auf mich nehmen? Lass die Stre-
ber das mal machen. Ich warte ab, was kommt. Mir
kann ja ohnehin nicht allzu viel passieren!!« Die ver-
gleichbare Botschaft eines Vorstandes w�rde in der
Wirtschaft sicherlich anders ankommen und angenom-
men. Die kleine Stellschraube »Sicherheit des Arbeits-
platzes«, aber auch die Sicherheit, trotz Arbeitsplatz-
abbau und Rationalisierung faktisch keine R�ckstu-
fung in Bezahlung und Funktion bef�rchten zu m�s-
sen, bestimmt offensichtlich nachhaltig die Interaktio-
nen in diesemArbeitsfeld. Das zeigt sich bei vielen gr�-
ßeren und kleineren Herausforderungen der F�hrung.
Wer harte Konsequenzen eines Fehlverhaltens nicht zu
bef�rchten hat, der bleibt standhaft, selbst dann, wenn
er imUnrecht ist, nimmt sichmitunter mehr heraus, als
angemessen, und er erschwert so eine klare Linie im
F�hrungsalltag. Kommen dann auch noch die vielen
nicht zu untersch�tzenden offiziellen (z. B. Gleichstel-
lungsstelle, Personalrat) und/oder inoffiziellen Veto-
gruppen (Seilschaften, Gewerkschaften, Politiker) hin-
zu, dann wird F�hrung zu einem Balanceakt. Und was
sich so nicht im Hinterzimmer regeln l�sst, dass wird
vor Gericht erstritten (z. B. Konkurrenzklagen, Ein-
klagen einer Pr�mie, Leistungszulage, etc.). Viele sehen
daher bei den F�hrungskr�ften zumindest der mittle-
ren Verwaltungsebene eher einen Ritter ohne Schwert.

F�hrung in der �ffentlichen Verwaltung muss daher
meist andere Akzente als in der Wirtschaft setzen. Die
latent im Raum stehende Drohung einer anstehenden

1 Ein Elefantenfriedhof ist eine fiktive Organisationseinheit mit ei-
nem wichtigen Auftrag: Mitarbeiter aus der Linie, die den Anfor-
derungen und/oder den politischen Erwartungen nicht mehr ent-
sprechen, m�ssen in Bereiche ohne Außenwirkung untergebracht
werden. Dabei gelingt es, Besch�ftigte bis zum Erreichen der Al-
tersgrenzen zu besch�ftigen, ohne dass andere dadurch von der Ar-
beit abgehalten werden. Die hohe Kunst besteht darin, diese »Be-
sch�ftigungsgesellschaft« so zu organisieren, dass sie nicht in die
laufenden Gesch�fte eingreift und das behindert, was zu tun ist.
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K�ndigungswelle kann einerseits Konflikte �berschau-
bar machen, andererseits aber auch die Identifikation
und Bindung an das Unternehmen erschweren. Auf
das F�hrungsfeldwirkt dieser kleineUnterschied nach-
haltig.DieF�hrungskraft inderVerwaltungbraucht ein
hohes Maß an Frustrationstoleranz und muss auch
deutlich mehr kommunizieren. �berzeugen ist zwar
h�ufig der bessere und wirkungsvollere Weg als das
Anweisen, doch in der Verwaltung ist dieser Weg ohne
Alternative. Dazu geh�rt auch, auf Transparenz, Ge-
rechtigkeit, Objektivit�t und Identifikation zu setzen.
F�hrung durch Drohung wirkt hier wie ein Tiger, der
zum Beutesprung ansetzt und als Bettvorleger landet.

Diese sanfte F�hrung setzt auf den Coach, und sie
setzt auf den Leitsatz: »Die selbstgefundene L�sung
ist besser als der vorgedachteWeg!« Nehmen wir einen
Mitarbeiter, der insgesamt gute, vielleicht auch �ber-
durchschnittliche Ergebnisse bringt, aber h�ufig an
Montagen fehlt und trotz dieser Ausf�lle immer noch
mehr leistet als viele seiner anderen Kollegen. Wer als
Teamleitung mit diesem Mitarbeiter das Gespr�ch
sucht, weiß um die Quadratur des Kreises. In seiner
Abw�gung wird die Teamleitung vor diesem Gespr�ch
abw�gen: »Was kann ich gewinnen und welches Risiko
gehe ich mit diesem Gespr�ch ein?« Das falsche Wort
an der entscheidenden Stelle kann dazu f�hren, dass
statt Einsicht eine l�ngere Krankmeldung folgt. »Wa-
rum«, so k�nnte der Mitarbeiter argumentieren, soll
ich noch mehr leisten? Ich bin ohnehin schon der Last-
esel in diesem Team. Einige Kollegen m�ssten auf-
grund ihres Arbeitsverhaltens eigentlich Kurtaxe be-
zahlen! Sie leben davon, dass ich kr�ftig zupacke und
das Ganze f�r ›lau‹.« Dagegen steht die Sicht der F�h-
rungskraft. Sie weiß, dass drei Dinge stimmen m�ssen:
Die Qualit�t der Arbeit (Qualitative Standards), die
Menge der Arbeit (Quantitative Standards) und nicht
zuletzt das Verhalten (Verhaltensstandards). Alles
stimmt bei dem Montagskranken, nur eines stimmt
nicht, sein Verhalten. Regeln m�ssen eingehalten wer-
den, sonst f�llt ein Team auseinander. Aber wie kann
hier die Einsicht greifen? Auf ein so heikles Argument
»Ich bin doch der Lastesel!« kann die F�hrung in der
Wirtschaft eleganter kontern. Denn hier gibt es das In-
strument der Pr�mie, eine Pr�mie, die diesen Namen
– nicht wie die ersten Schritte in der Verwaltung –
auch verdient. Eine Pr�mie k�nnte die Diskussion
schnell auf den Punkt bringen. Wo dieses Instrument
fehlt, bleibt es bei vagen Versprechungen oder handfes-
ten Drohungen: »Sie wollen doch – in den n�chsten
10 Jahren – sicherlich einmal bef�rdert werden.«Dage-
gen steht dieDrohung: »IhrVerhalten kannundwill ich
nicht tolerieren . . .«Die flapsige innereReaktionk�nn-
te sein: »Dann m�ssen Sie es eben lernen!« Eine klare
Ansage geht daher in der Verwaltung viel zu h�ufig ins
Leere. Der steinigeWeg desCoach undBerater verl�uft
auf anderenPfaden: »Wiegelingt esmir alsTeamleitung,

dass derMontagskranke selbst erkennt, dass dieses Ver-
halten auch f�r ihn selbst nicht tolerierbar sein kann?«
Der Chef als Vordenker wird etwas hilflos auf die Kon-
sequenzen weisen: »Denken sie doch an die Kollegen!
Sie sind Vorbild. Ihr Verhaltenwird sie auf den falschen
Pfad lenken!« Stattdessen baut derCoach auf Reflexion
undaufdie selbstgefundeneL�sung:»Wiewirkt sichIhr
Verhalten wohl im Team aus?« Das kann bei einsichti-
gen Mitarbeitern der Schl�ssel zu einer kritischen Re-
flexion sein und den Reifegrad bef�rdern. Dagegen
steht die knappe, aber klare Ansage in der Wirtschaft:
»Wer sich nicht an die Verhaltensnormen h�lt, passt
nicht in unsereMannschaft.«Dort weißman diese Bot-
schaft schnell zu deuten: Die n�chste K�ndigungswell
kommtgewiss.DieserwortkargeHinweis ist rhetorisch
unschlagbar, mitunter auch nachhaltig.

Charakteristische Merkmale der Karriere- und
Rekrutierungspolitik

�ffentliche Verwaltung Wirtschaft

1. Ausbildungsbezogenes »Kas-
tensystem«

Breit angelegter Zugang an
unterschiedlichen Qualifikatio-
nen

2. Duales Ausbildungssystem
mit verwaltungsinternen Aus-
bildungskapazit�ten. Starke
Wertorientierung in der Ausbil-
dung

Vielseitige Innovationen von
außen durch Ausbildungskon-
kurrenz

3. Mehr zuf�llige als geplante
Karriereentwicklung

Eine individuelle Karrierepla-
nung erkennbar. (Nachfolge-
pl�ne etc.)

4. Laufbahnprinzip mit eng
ausgelegten Qualifikations-
voraussetzungen

Methodische Vielfalt in der
F�hrung durch breiteren Qua-
lifikationszugang

5. Lebenszeitprinzip: Der Ar-
beitgeber f�r ein Berufsleben

Wechsel des Arbeitgebers als
Prinzip, um �ber den Tellerrand
zu schauen

6. 20 Prozent Typen und die
Stellenobergrenzen

Flexibles Aussteuern der Re-
krutierungsanreize

7. Winzerfeste zur Aussteue-
rung verbauter Karrierewege

Funktionsbezogene Bewertung
von F�hrungspositionen

8. Peter – Prinzip dominiert,
verst�rkt durch die angewand-
ten Beurteilungssysteme

Off the job Auswahlverfahren
gekoppelt mit Verwendungsab-
folgen: Statt Verschwendungs-
breite wird auf Verwendungs-
breite hingewirkt

9. Parkinsońsche Verwaltungs-
Krankheit und das Korda Prin-
zip

Unterscheidung in eine Gene-
ralisten- und eine Spezialisten-
Hierarchie

10. Proporz – Prinzip mit dem
Akzent »unser Mann« , »unsere
Frau«

Elit�re Zirkel zur Rekrutierung

11. Statistisch ermittelte Chan-
cengleichheit als Korrektur

Mehr auf Inhalte ausgerichtete
Karriereentfaltung

12. Hohe Bereitschaft f�r Kon-
kurrentenklagen

Wer als Konkurrent gegen Per-
sonalentscheidungen klagt, hat
verloren
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IV. Dienen – ein Auslaufmodell?
Wenden wir uns der Kernfrage zu: Kann die Philo-
sophie des »Dienens« und der »Gemeinwohlorientie-
rung« �berhaupt funktionieren? Hat diese Philosophie
eine Chance, heute noch ernsthaft wahrgenommen zu
werden?Die Fragestellung unterstellt, dass dieses Prin-
zip schon einmal funktioniert hat. Es gibt viele gelebte
und institutionalisierte Beispiele, bei denen der Akzent
des Dienens im Vordergrund steht. Es geht hier sicher-
lich nicht um ein »Entweder/Oder«. Beides, dienen
und verdienen, geh�rt zur Dynamik menschlichen
Handelns. Entscheidend ist daher das Mischungsver-
h�ltnis, also die Frage nach einem gesunden Ausgleich
zwischen Dienen und Verdienen. Im Beamtenrecht
verpflichtet sich der »�ffentlicheArbeitgeber« zur F�r-
sorge f�r seine Dienenden und sorgt f�r eine amtsan-
gemessene »Bezahlung«. Mit der F�rsorgepflicht des
Arbeitsgebers/Dienstherren verpflichtet sich der Die-
nende zur »vollen Hingabe«. Soweit die Philosophie
des Dienens. Diese Entgelt- Philosophie entlastet das
Personalmanagement vor kniffligen Herausforderun-
gen. Wie sonst l�sst sich in den vielen Bereichen der
�ffentlichen Verwaltung eine trennscharfe und begr�n-
dete marktgerechte Bezahlung finden? Etwa f�r die
Polizistin, dem Feuerwehrmann, den Sozialarbeiter in
sozialen Brennpunkten?

Gleichwohl ist eine Reihe von Entwicklungstenden-
zen in der �ffentlichen Verwaltung erkennbar, die auf
eine Neuorientierung, zumindest aber eine Anpassung
an die heutigen Gegebenheiten weisen. Dazu geh�ren
die �berlegungen zur leistungsorientierten Bezahlung,
zu den Pr�mien und den Erfolgspr�mien. Mit der Pri-
vatisierung �ffentlicher Dienstleistungen einher geht
auch eine weitere Differenzierung der Entgeltpolitik.
Hier werden dann f�r die gleichen Leistungen keine
Beamtengeh�lter mehr gezahlt, sondern Geh�lter f�r
Gesch�ftsf�hrer. SowurdebeispielsweiseauseinerLan-
desbeh�rde mit einem Pr�sidenten der Besoldungsord-
nung B 5 ein Landesbetrieb mit drei Gesch�ftsf�hrern,
die jeweils mit nahezu 400 000 c entlohnt wurden. Bei
solchen Entwicklungen stellt sich – unbeschadet der
organisatorischen und haushaltsrechtlichen Vorteile –
meist die Frage, welche tats�chlichen Absichten hinter
dieser Entgeltpolitik stehen. Ganz schlecht w�re es,
wenn der Eindruck entsteht, dass hier Versorgungspos-
ten geschaffen werden mit einem abgesicherten R�ck-
fahrschein in die bislang erworbenen beamtenrechtli-
chen Absicherungen.

Dienen, das soll noch einmal deutlich herausgestellt
werden, ist eine Lebensauffassung, ist eine Frage der
Einstellung. Diese Einstellung treffen wir auch bei
Mutter Theresa an. Mutter Theresa hatte in einer Zeit,
da sie noch nicht in allerMunde war, Besuch von einem
Journalisten. Er wollte genauer hinschauen. Also ent-
schloss er sich zu einer Hospitation bei Mutter The-
resa. Diese Tage waren f�r den Journalisten eine an-

strengende und belastende Visitation. Nach etwa drei
Wochen stellte er fest: »Mutter Theresa, ich bewun-
dere, was sie hier Tag f�r Tag leisten. Selbst wenn ich
jeden Tag f�r diese Arbeit 1000 Dollar in die Hand bar
ausgezahlt bek�me, ich k�nnte und wollte diese Arbeit
nicht!« Darauf entgegnete Mutter Theresa kurz und
pr�zise: »Ich auch nicht!«

Es ist f�r jeden nachvollziehbar: Mit einemmarktge-
rechten Entgelt, einer Leistungspr�mie oder einer Leis-
tungszulage h�tte Mutter Theresa ihre Schlagzahl si-
cherlich nicht erh�ht. Zugegeben! Nicht alle Dienen-
den im �ffentlichen Dienst haben das Format und die
Motivation einer Mutter Theresa. Aber wer in den �f-
fentlichen Dienst kommt, sollte keine Optimierung
seiner Bez�ge erwarten. Sicherlich: Manche erwarten
Sicherheit, einige hoffen auf Bequemlichkeit, andere
sehen hier die besserenChancen, umBeruf und Familie
zu vereinbaren. Aber f�r viele in der Verwaltung sind
neben der monet�ren Absicherung auch andere, altru-
istische Werte bedeutungsvoll. Dies ist auch eine He-
rausforderung f�r die Rekrutierung des Nachwuchses.
Denn Bewerber unterscheiden sich eben auch in dieser
Frage, ebenso wie es Spieler mit hoher Risikobereit-
schaft gibt und andererseits Menschen, die lieber auf
Rentenpapiere setzen. Menschen suchen auch im Ar-
beitsleben das, was sie brauchen. Eine Entgeltpolitik
zieht bestimmte Typen an, belohnt und best�rkt be-
stimmtes Verhalten und formt aus sich heraus be-
stimmte Einstellungen und Eigenschaften. Das kann
im wahrsten Sinne zu einem Teufelskreis werden: so
etwa die Gier nach immer mehr. Wenn man nicht bei-
zeiten entgegensteuert, wird dieses System perfektio-
nistischer und damit auch einseitiger. Herauskommen
kann dann gef�rderte Raffgier auf der einen Seite,
Schmarotzer auf der anderen Seite. Fehlentwicklungen
sind auf beiden Seiten zu beobachten, in derWirtschaft
wie auch in der �ffentlichen Verwaltung.

V. Anliegen und eineNeubesinnung einer st�rkeren
Gemeinorientierung

DaDienen und/oder Verdienen eine Frage der Einstel-
lung ist, kann und sollte man beizeiten im Sozialisie-
rungsprozess eines Menschen hierauf einwirken. Vor
allem in der beruflichen Ausbildung k�nnte auf f�r-
derliche Impulse einer ausgewogeneren Gemeinorien-
tierung gesetzt werden. Thomas Sattelberger, Personal-
vorstand der Deutschen Telekom und Vizepr�sident
von EFMD, sieht zum Beispiel die Ausbildung der Be-
triebswirte viel zu stark auf �konomische Gr�ßen aus-
gerichtet und dies unter Vernachl�ssigung des sozialen
Bereichs. Lassen sich aber Grundlagen einer gesell-
schaftlichen Sinnhaftigkeit in einen Ausbildungsgang
integrieren? Im Ansatz finden sich beispielsweise diese
Inhalte in der verwaltungsinternen Ausbildung des ge-
hobenen Dienstes. Allerdings sind die Inhalte eher la-
tent als manifest in einigen juristischen F�chern (z. B.
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Beamtenrecht, Staatsrecht etc.) verankert.Meist geht es
dann auch mehr um die Rechte und weniger gewichtet
um die sich hieraus ergebenden Pflichten. Wie aber
k�nnte eine Curriculum f�r den wirtschaftswissen-
schaftlichenNachwuchses aussehen, wennman st�rker
auf diese Werthaltungen durch einen Einstellungswan-
del einwirken will? »Letztlich geht es doch darum, wie
eine Business-School gesellschaftlichen Nutzen gene-
rieren kann«, so Sattelberger, »jenseits einseitiger Aus-
richtung auf Karriere, Profit und Gesch�ft. Sie m�ssen
selbst in der Gesellschaft aktiv werden, bisher halten
sie sich da komplett raus.« So bem�ngelt auf einem Fo-
rum der Wirtschaftshochschulen Wirtschaftsprofessor
McKiernan: »Der Fokus der Business-Schools auf den
Kapitalismus f�hrt dazu, dass andere Ans�tze wie der
gemeinn�tzige Sektor oderGenossenschaften gar nicht
ber�cksichtigt werden.« Es stellen sich, so McKiernan,
so zentrale Fragen wie: Welchen Gemeinnutzen k�n-
nen Wirtschaftshochschulen schaffen? Und sollten sie
sich in den gesellschaftlichen Diskurs einbringen?
Kurzum all die Fragen, auf die den Wirtschaftshoch-
schulen derzeit offenbar Antworten fehlen. Neuer
Schwung kommt in die Diskussion durch die Finanz-
krise.Hier hat sich gezeigt, dass in der »Ausbildung der
Wirtschaftselite Moral und Ethik oft zu kurz kommen.
Begriffe wie mehr Ethik und mehr Nachhaltigkeit be-
stimmen daher vermehrt die Diskussion.« Doch mit
der Theorie allein wird es nicht gelingen, einen Einstel-
lungswandel herbeizuf�hren. Allerdings ist mit dem
Erkennen des Problems bereits der erste Schritt getan,
um die Herausforderung anzugehen. Ein vielverspre-
chender und nachhaltiger Ansatz firmiert unter dem
Begriff des »Corporate Social Responsibility« (CSR).
Hier werden ein Umdenken und vor allem ein Einstel-
lungswandel in der Wirtschaft hin zu einer st�rkeren
Gemeinwohlorientierung erkennbar.

VI. Worum geht es bei CSR?
Bereits 1953 forderte Bowen in seiner Publikation
»Social Responsibilities of the Businessmen«, dass
sich Unternehmen als »ein Teil der Gesellschaft« ver-
stehen und als soziale Akteure bet�tigen sollten. Unter-
nehmen handeln dann sozial verantwortlich, wenn sie
sich an den Erwartungen, Zielen und Werten der Ge-
sellschaft orientieren und die Konsequenzen ihrer un-
ternehmerischen Entscheidungen f�r die Gesellschaft
bedenken.2 Noch deutlicher wird Caroll (1991) mit
seiner Forderung, dass sich ein Unternehmen wie ein
»guter B�rger« verhalten soll, der zur Steigerung des
Gemeinwohls und zur allgemeinen Lebensqualit�t sei-
nen Betrag liefert.3

F�r CSR gibt es –wie sollte es auch anders sein – eine
ISO-Norm (ISO 26000). Diese Norm zeigt Wege auf,
»wie« einUnternehmen die Idee CSR inAktionen um-
setzen sollte. CSR soll global aufgestellt und mit inter-
nationalen Verhaltensstandards �bereinstimmen, in die
Unternehmenspolitik integriert sein und in ihren Be-
ziehungen auf allen Ebenen des Unternehmens gelebt
werden.

Die Europ�ische Kommission hat diesen Gedanken
in ihrem Gr�nbuch aufgenommen und versteht unter
CSR ein Konzept, »das den Unternehmen als Grund-
lage dient, auf freiwilliger Basis soziale Belange und
Umweltbelange in ihre Unternehmenst�tigkeit und in
die Wechselbeziehung mit ihren Stakeholdern zu inte-
grieren.«4 Dabei geht es der Europ�ischenKommission
diesmal nicht um neue Vorschriften oder gar gesetz-
liche Vorgaben. Es geht ihr vielmehr um die Idee und
um den Impuls, dass neben den �konomischen Zielen
eine st�rkere Betonung gesellschaftlicher Verantwor-
tung in das unternehmerische Geschehen Eingang fin-
den sollte. Wie aber gelingt es, diese Idee in praktische
Aktionen einm�nden zu lassen? Wer in der �ffentli-
chen Verwaltung mit Leitbildern und Leits�tzen zu
tun hatte, weiß, dass Ideen zwar der Aktion vorausge-
hen, diese aber nicht per se garantieren. Noch viel zu
h�ufig kann man beobachten, dass Papier geduldig ist.
Mitunter beruhigen Leits�tze das Gewissen, aber aus
sich heraus bewegen sie wenig. Leits�tze ohne Aktio-
nen sind »folgenlos«. Der Erf�llungsgrad der �kono-
mischen und �kologischen CSR- Ziele l�sst sich h�ufig
in Zahlen abbilden und bestimmen. Komplexer und
weniger offenkundig stellt sich diese Frage, wenn es
um die sozialen Ziele von CSR geht. Viele Unterneh-
men wissen, dass »soziale Empathie« sich durch sozia-
les Engagement am besten entwickelt. Unter dem Leit-
gedanken: »Wir sind Teil der Gesellschaft und wollen
der Gesellschaft etwas zur�ckgeben« werden in vielen
Unternehmen die »Freiwilligentage« organisiert. Dann
werden beispielsweise von den Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern eines Unternehmens im Rahmen eines
freiwilligen Projektes Schulklassen neu gestrichen,
Spielger�te aufgebaut, Besuche in Zoo bzw.Museen or-
ganisiert und vieles andere gemeinsame Aktivit�ten.
Diese freiwilligen Leistungen werden von den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern getragen und von dem
Unternehmen unterst�tzt und organsiert. Viele Unter-
nehmen haben hierzu eine eigene Abteilung, zumin-
dest aber einen Beauftragten mit diesen Aufgaben be-
traut. Offensichtlich greift diese Idee. Allerdings sind
in vielen Unternehmen diese Ans�tze noch im Aufbau.
Doch Untersuchungen zeigen, dass f�r Bewerber das
soziale CSR Engagement eines potentiellen Arbeitge-

2 Vgl. Bowen, H. R. (1953): Social Responsibilities of the Business-
man, New York.

3 Vgl. Carroll, A. B. (1991): The Pyramid of Corporate Social Re-
sponsibility: Toward the Moral Management of Organizational
Stakeholders. In: Business Horizons, Vol. 34, No. 4, S. 39–48.

4 Gr�nbuch »Europ�ische Rahmenbedingungen f�r die soziale Ver-
antwortung der Unternehmen« Europ�ische Kommission, Br�s-
sel, 18.07.2001, KOM(2001) 366 endg�ltig.
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bers ein wichtiges Entscheidungskriterium f�r den
k�nftigen Arbeitgeber sein kann. Arbeitgeber, die sich
sozial engagieren haben heute offensichtlich auf dem
Arbeitsmarkt eine besondere Chance, von den immer
knapper werdenden Bewerbern wahrgenommen zu
werden. Es mehren sich somit sie Anzeichen, dass
sichWirtschaft und �ffentliche Verwaltung in der Aus-
richtung auf das Gemeinwohl hin einander n�hern.
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